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Flurstücksnummer204/14

Legende der Planunterlage

Gebäudebestand

Flurstücksgrenze mit 
abgemarkten Grenzpunkt

Flurstücksgrenze mit Grenzpunkt,
bei dem die Abmarkung vorrübergehend ausgesetzt ist

  
  Auszug Liegenschaftskarte 
  Kartengrundlagen: Liegenschaftskarte des Landesamtes      
  für Vermessung und Geoinformation Sachsen - Anhalt
  (LVermGeo LSA)
  Gemarkung : Burg
  Flur: 8

  Vervielfältigungserlaubnis  erteilt
  durch: LVermGeoLSA
  am 27.10.2021
  Aktenzeichen: G01-5010848-2014-5
    

Zahl der Vollgeschosse als HöchstmaßII
Grundflächenzahl als Höchstmaß

öffentliche Straßenverkehrsflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
hier: verkehrsberuhigter Bereich

02  MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
      § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB

03  BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
      § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB

06  VERKEHRSFLÄCHEN
      § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

GRZGRZ

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 
Klarstellungs- und Ergänzungssatzung  
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

15  SONSTIGE PLANZEICHEN

Baugrenze

Klarstellungslinie

Wasserleitung unterirdisch (nachrichtliche Übernahme)

08  HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN
      § 9 Abs. 6 BauGB

Teil B Textliche Festsetzungen

1. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB, §§ 16, 18, 19 BauNVO)  
 
§ 1 (1) Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung wird mit 

0,4 festgesetzt. Die Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl gem. § 19 (4) BauNVO 
ist nicht zulässig.  

 
§ 1 (2) Im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung sind nur Gebäude mit maximal 2 Vollgeschossen 

zulässig. 
 
2. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
 
§ 2  Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen gem. § 23 (3) BauNVO festgesetzt.  
 
3. Grünordnerische und landschaftspflegerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 20 sowie § 9 (1a) 
BauGB) 

 
§ 3 (1) Je angefangene 100 m² in Anspruch genommene Grundfläche gem. § 19 BauNVO sind: 

 ein einheimischer, standortgerechter Laubbaum (2. Ordnung) oder einheimischer Obst-
baum (Kirsche, Apfel, Birne, Pflaume, Walnuss als Hochstamm)  

 und eine geschlossene einreihige Strauchhecke (Pflanzabstand max. 2,00m) aus einhei-
mischen, standortgerechten Laubsträuchern auf einer Länge von 10m anzupflanzen.  
 
Die Baumpflanzungen sind in Form von Baumgruppen auszuführen. 

 
Die Pflanzungen sollen vorrangig im Geltungsbereich der Ergänzungssatzung erfolgen. Dar-
über hinaus können die Flächen der Flurstücke 10017 und 10020 außerhalb des Geltungsbe-
reiches sowie die Flächen der Flurstücke 204/1, 204/2 und 204/3 in der Flur 8, Gemarkung 
Burg, für die Pflanzmaßnahmen herangezogen werden. 

 
§ 3 (2) Neu anzupflanzende Gehölze sind fachgerecht zu pflegen, zu unterhalten und bei Abgang 

durch einheimische, standortgerechte Arten im Verhältnis 1:1 zu ersetzen. Die Pflanzstandorte 
können den örtlichen Erfordernissen angepasst werden. Zur Verwendung kommende Pflan-
zen und Materialien müssen den jeweiligen Qualitätsnormen nach DIN 18916 entsprechen 
und fachgerecht gepflanzt werden. Innerhalb von 5 Jahren nach der Neuanpflanzung ist eine 
Auswuchs- und dauerhafte Erhaltungspflege vorzunehmen. Die Pflanzen sind bei Abgang zu 
ersetzen und dann wiederum 5 Jahre zu pflegen sowie dauerhaft zu erhalten. 

 
 Mindestanforderung an die zu pflanzende Qualität ist: 
 
 Bäume:  mittelgroße Bäume (Bäume II. Ordnung)  
   Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm, 2 x v.,  o.B. 
 
 Sträucher   v. Str. m. B., 3 TR, H = 0,60 m – 1,00 m  
 
 Obstbäume:  Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm, 3 x v.  
 
§ 3 (3) Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 9 (1a) BauGB: 

Die Berechnung und die Berücksichtigung der ökologischen Werteinheiten für Ausgleichs-
maßnahmen hat gem. Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung zu erfolgen. Die erforderlichen Aus-
gleichspflanzungen sind gem. § 135 a BauGB vom Verursacher des Eingriffes durchzuführen, 
zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen spätestens bis zum 
Ende der auf den Beginn der jeweiligen Baumaßnahme (Vorhaben) folgenden Pflanzperiode 
(Oktober - April) abgeschlossen sein. 

Teil C  Hinweise
 
1. Archäologische Bodenfunde 
Sollten bei Erdarbeiten archäologische Funde bzw. Befunde auftreten, bei denen Anlass zu der An-
nahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (archäologische und bauarchäologische Bodenfun-
de), sind diese nach § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA umgehend bei der unteren Denkmalschutzbehörde 
des Landkreises Jerichower Land anzuzeigen, bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unver-
ändert zu lassen und vor Gefahren zu schützen. Die bauausführenden Betriebe sind auf die Einhal-
tung der gesetzlichen Meldepflicht im Falle unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befun-
de hinzuweisen. 
 
2. Funde von Kampfmitteln 
Kampfmittelfunde sind unverzüglich dem Landkreis Jerichower Land oder der nächstgelegenen Poli-
zeidienststelle anzuzeigen. Von dort werden alle weiteren Maßnahmen zur gefahrlosen Sicherung und 
Beseitigung der Kampfmittel eingeleitet. 
 
3. Belange des Naturschutzes 
Die Verbote des § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- 
und Pflanzenarten) sind zu beachten.  
Sollten sich bei der Realisierung des Bebauungsplanes Verdachtsmomente für das Vorliegen bisher 
nicht bekannter, artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs.1 BNatSchG ergeben, so 
sind diese gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im Rahmen der Mitwirkungspflicht sofort der 
Unteren Naturschutzbehörde (Landkreis Jerichower Land) anzuzeigen. 

Gehölzentnahmen ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. eines Jahres vorzunehmen. 
 
4. Versorgungsleitungen  
Bei Erdarbeiten im Bereich von Leitungstrassen der Versorgungsunternehmen sind die entsprechen-
den Schutzabstände gem. DIN, DVGW Regelwerk und Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten.  
 
5. Planunterlage 
Wegen Ungenauigkeiten in der Planunterlage durch Vervielfältigung, Vergrößerungen etc. sind im 
Plangebiet bei jedem Vorhaben Kontrollmessungen vorzunehmen. Sollten Maße bei den zeichneri-
schen Festsetzungen nicht eindeutig erkennbar sein, sind sie mit ausreichender Genauigkeit aus der 
Planunterlage herauszumessen. Eine Gewähr für die Richtigkeit der Kartengrundlage wird seitens des 
Planungsbüros nicht übernommen. 
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